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Einleitung 

§ 1: Ziel und Methode der Arbeit 

1. Deutschlands Situation nach dem Krieg brachte es mi t sich, daß 
die Erörterungen zum Grundrecht der Freizügigkeit (Art. I I ) 1 zu Lasten 
des reinen Verfassungstextes oftmals von politischen Emotionen über-
schattet waren. Wäre der Schutzbereich der Freizügigkeit in Recht-
sprechung und Literatur bereits hinreichend geklärt worden, so hätte 
diese Arbeit zur Beantwortung von Einzelfragen vordringen dürfen, 
statt bei grundsätzlichen Erwägungen zu verharren. 

Ziel der Untersuchung ist es, den Grundrechtsinhalt des Art . 11 zu 
bestimmen, insbesondere ihn durch seine räumliche und zeitliche Kom-
ponente von anderen Grundrechten abzugrenzen. Dabei ist auf das 
Verhältnis der Freizügigkeit zur Bewegungsfreiheit,  die oftmals ver-
mengt werden, ebenso einzugehen wie auf die Beziehungen des Art . 11 
zu Art . 16, die für die Freizügigkeit über die Staatsgrenzen von Be-
deutung sind. Da sich der Wert der Freizügigkeit niemals in der Um-
zugsfreiheit  für privatisierende Kapitalisten erschöpft  hat, müssen auch 
die Zusammenhänge zwischen Art . 11 und 12 klargelegt werden. Dabei 
wi rd eine saubere Inhaltsbestimmung nicht als Selbstzweck postuliert. 
Sie ist erforderlich  wegen der unterschiedlichen Schrankenvorbehalte 
der einzelnen Grundrechte und w i rd auch nicht bei Anerkennung un-
geschriebener Schranken2 überflüssig. Durch diese können nur grobe 
Ungereimtheiten bei den Schrankenregelungen des Grundgesetzes be-
seitigt, nicht aber die Schutzbereiche tradierter Grundrechte nivell iert 
werden. 

Es ist nicht beabsichtigt, den Kommentierungen zu Art . 11 eine wei-
tere hinzuzufügen. Demzufolge werden die Schrankenvorbehalte des 
Art . 11 Abs. 2 nur insoweit behandelt, als sie Rückschlüsse für die 
Inhaltsbestimmung der Freizügigkeit liefern. Des weiteren kann die 
Arbeit die Landesverfassungen ebenso wie europarechtliche Fragen 
nur am Rande berücksichtigen. Sie beschränkt sich auf eine Darstel-
lung der grundgesetzlichen Freizügigkeit. 

1 A r t i ke l ohne nähere Angabe sind solche des Grundgesetzes. 
2 Hierzu Bettermann,  Grenzen der Grundrechte. 
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2. Da die Freizügigkeit keine bundesrepublikanische Erfindung, son-
dern ein klassisches Grundrecht ist, hat die historische Betrachtung im 
Vordergrund der Untersuchung zu stehen3. Für Art . 11 ist sie unerläß-
lich, wei l der komprimierte Verfassungstext unergiebig ist. Auf zahl-
reiche Zweifelsfragen  findet sich erst dann eine Antwort , wenn man 
auf die ausführlicheren  Hegelungen der Freizügigkeit in früheren  Ver-
fassungs- und Gesetzesbestimmungen, insbesondere im Gesetz über die 
Freizügigkeit4 zurückgeht, das die Probleme des freien Zuges ein-
gehend geregelt hat. Damit soll nicht einer konservativen Grundrechts-
interpretation das Wort geredet werden. Selbstverständlich darf  die 
Auslegung der Verfassung nicht bei der historischen Betrachtung 
stehenbleiben, sondern muß die gewandelten Verhältnisse berücksich-
tigen5. Die Untersuchung w i l l aber weder von einem grundrechtlichen 
Wertsystem ausgehen, noch politischen Realitäten, die nicht in Abrede 
gestellt werden sollen, bei der Interpretation der Verfassung eine 
selbständige Bedeutung zubilligen. Bildhafte Beschwörungen der Ver-
hältnisse im geteilten Deutschland sind allenfalls für eine rechtswirk-
liche, nicht aber für eine rechtsdogmatische Betrachtung von Erkennt-
niswert. 

3 H. Peters,  Auslegung der Grundrechtsbestimmungen aus der Geschichte, 
Hist. Jahrb. Jg. 72 (1953) S. 457 ff.;  vgl. auch Enneccerus/Nipper  dey,  Lehrbuch 
des Bürgerl. Rechts, Bd. 1/1, §56 I I S. 334. Zur Notwendigkeit einer histo-
rischen Interpretation des Freizügigkeitsbegriffs  Thoma,  AöR Bd. 75 S. 364. 

4 Vom 1.11.1867 (BGBl. S. 55); Reichsgesetz seit dem 16. 4.1871. 
5 vgl. unten S. 32 ff. 



Erstes  Kapitel 

Die persönliche Freizügigkeit 

§ 2: Begriff  der Freizügigkeit 

1. De r Beg r i f f  „F re i züg igke i t " w i r d i m jur is t ischen Sprachgebrauch 
i n unterschiedl ichen Zusammensetzungen verwendet . Das Grundgesetz 
kenn t neben der F re izüg igke i t der Deutschen i n A r t . 11 d ie „ F r e i -
züg igke i t des Warenve rkeh rs " (A r t . 73 N r . 5). We i te r spr icht m a n v o n 
„akademischer" oder „s tudent ischer" F re izüg igke i t 1 , v o n der F re i -
züg igke i t der Richter , der Beamten 2 , der Ä r z t e 3 oder der Rechts-
anwä l te 4 , der Dampfkessel 5 u n d der Ger ichtskostenmarken 6 . Abgesehen 
v o n dieser spezifisch jur is t ischen Term ino log ie g i l t „ f re i züg ig " i n der 
Umgangssprache als S y n o n y m f ü r „ g e w a g t " oder „ans töß ig" 7 . 

2. Das Grundgesetz selbst en thä l t ke ine Begr i f f sbes t immung  der 
Fre izüg igke i t . I h r I n h a l t ist daher i m Wege der Aus legung zu e r m i t -
te ln . D ie Wor t i n t e rp re ta t i on erg ib t , daß die F re izüg igke i t den f re ien 
„ Z u g " gewähr le is te t . N u n könn te eine etymologische Be t rach tung des 

1 Ermacora,  Handbuch S. 488; Köttgen,  NJW 1964, 290; Gerber,  Das Recht 
der wissenschaftlichen Hochschulen in der jüngsten Rechtsentwicklung, Bd. I 
(Tübingen 1965) S. 118 u. 119; Hinz/Mayer-Tasch,  JZ 1968, 59. Die „Frei -
zügigkeit der Gelehrten" erwähnen Ewald Horn,  Akademische Freiheit 
(Berl in 1905) S. 26; Günther Frohberg,  Die Bedeutung des Ar t . 5 Abs. 3 des 
Bonner Grundgesetzes . . . , Diss. (Kiel 1959) S. 117; Friedrich Paulsen,  Ge-
schichte des gelehrten Unterrichts, 3. Aufl., Bd. I (Leipzig 1919) S. 258, Bd. I I 
(Berl in u. Leipzig 1921) S. 266. 

2 Haueisen,  NJW 1957, 1089ff.;  Sauer,  AnwBl . 1955, 134 r. Sp.; Totzek, 
DVB1. 1950, 328. 

3 Vgl. Daniels [Bulling,  Bundesärzteordnung (Berl in u. Neuwied 1963), 
Einl. S .XX . 

4 Vgl. die Gesetzesüberschrift  des § 5 BRAO und die Amtl iche Begründung 
hierzu (Verhandlungen des Deutschen Bundestages, I I I . WP, Drucks. Nr. 120 
S. 50 f.); ferner  Bülow,  Bundesrechtsanwaltsordnung (Berl in u. Frankfurt 
1959) S. 2 f.; Schilling,  JZ 1951, 28. 

5 Vgl. Fröhler  i n Landmann/Rohmer, GewO, 11. Auf l . (München u. Ber l in 
1956), 1. Bd., §24 Anm. 7 b S.307; BVerfGE  11, 6 (20). 

6 Vgl. die „Ländervereinbarung über die Freizügigkeit der Gerichtskosten-
marken sowie Anschluß Berlins (West) an diese Vereinbarung ab 1.11.1950" 
sowie die „Ergänzung der Ländervereinbarung über die Freizügigkeit der 
Gerichtskostenmarken", abgedruckt bei Piller/Hermann,  Justizverwaltungs-
vorschriften,  Stand 1968. 

7 I n diesem Sinne etwa OLG Köln,  NJW 1965, 2346 1. Sp. 


